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Darüber hinaus, speziell bei Verordnungen vor 1995, ist zusätzlich die „Muster-
Wasserschutzgebietsverordnung“ des Landes Hessen sowie das DVGW Arbeitsblatt W101 
„Richtlinien für Trinkwasserschutzgebiete“ zu berücksichtigen, in denen die Grundwasser-
schutzanforderungen nach neueren wissenschaftlichen Kenntnissen und Erfahrungen aus 
der Praxis angepasst wurden. 
 
Generell gelten die „Verordnung über Anlagen zum Lagern, Abfüllen und Umschlagen was-
sergefährdender Stoffe und die Zulassung von Fachbetrieben“ (Anlagenverordnung - VAwS) 
sowie die „Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wassergewinnungsge-
bieten“ (RiStWag). 
 
Bei Baumaßnahmen im Geltungsbereich sind ebenfalls die jeweils aktuellen „Anforderungen 
zum vorsorgenden Gewässerschutz für Arbeiten in Wasserschutzgebieten der Hessenwas-
ser GmbH & Co. KG“ relevant (Anlage: Anforderungen zum …, Stand Oktober 2007). 
 
Die darin aufgeführten Anforderungen und Anweisungen sind entsprechend der Maßnah-
men sinngemäß anzuwenden und ersetzen nicht einen gegebenenfalls notwendigen Antrag 
bei der zuständigen Fachbehörde und die damit verbundenen Auflagen.  
 
Im Umweltbericht zum FNP unter Punkt 2.1 Schutzgebiete und -objekte steht, die Flächen-
nutzungsplanung muss gewährleisten, dass folgende im Stadtgebiet von Pfungstadt vor-
kommenden Schutzgebiete und -objekte, darunter auch Wasserschutzgebiete nach § 19 
WHG, beachtet und deren Ziele eingehalten werden. 
 
Daher sind im Zuge der Neufassung und Fortschreibung des Flächennutzungsplans 
entsprechende Hinweise aufzunehmen und die Wasserschutzgebiete in den Planun-
terlagen darzustellen. 
 
Anmerkungen zu den Planunterlagen: 
 
Neben der Darstellung der Wasserschutzgebiete ist es aus unserer Sicht notwendig weitere 
Korrekturen in den Planunterlagen vorzunehmen. 
 
• Das Zeichen „Versorgungsfläche Brunnen“ für die Brunnen 2 und 8 unseres Wasser-

werkes Pfungstadt fehlt. 
• Das Zeichen „Versorgungsfläche Brunnen“ für den Brunnen 3 unseres Wasserwerkes 

Pfungstadt, der im Zuge der B 426 neu rückgebaut wurde, kann entfallen. 
• Das Zeichen „Versorgungsfläche Brunnen“ für die Brunnen 40, 46, 48, 50, 52, 54 und 56 

der Südgalerie unseres Wasserwerkes Eschollbrücken fehlt. 
 
Im beiliegenden Übersichtsplan sind die entsprechenden Brunnen bzw. Bereiche gelb ge-
kennzeichnet. 
 
Sicherung von Anlagen und Betrieb: 

Im Bereich der Neufassung und Fortschreibung des FNP befinden sich Trinkwassertrans-
portleitungen DN400/600/900 und Brunnensammelleitungen DN250/300/350/500 der Hes-
senwasser GmbH & Co. KG. Den Verlauf der Leitungen entnehmen Sie bitte den beigefüg-
ten Planunterlagen. 
 
In Bezug auf die Belange des WHR wird darauf hin gewiesen, dass sämtliche landwirt-
schaftlichen Flächen in den Gemarkungen Pfungstadt, Eschollbrücken, Eich und Hahn mit-
tels einer teilortsfesten Beregnungsanlage erschlossen sind. 
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Pfungstadt 
 
PF 3, PF 4 
Die Wohnbauflächen sind auf hochwertigen landwirtschaftlichen Nutzflächen geplant. 
Aus der Sicht der öffentlichen Belange der Landwirtschaft ist auf diese beiden 
Wohnbauflächen zu verzichten.  
 
PF 5 
Alternativ könnte die Wohnbaufläche PF 5 in westliche Richtung im Umfang erweitert 
werden, denn die dortigen landwirtschaftlichen Nutzflächen sind im Vergleich zu 
PF 3/PF 4 weniger wertvoll. 
 
PF 7 und PF 8 
Die beiden Wohnbauflächen greifen weniger stark in die öffentlichen Belange der 
Landwirtschaft ein. Sie sind aus unserer Sicht zu bevorzugen. 
 
Anbindung der geplanten westlichen Umgehung an die L 3303: 
Bei einem Ortstermin im April 2009 mit Vertretern der Landwirtschaft sowie dem 
ASV, der Stadt Pfungstadt und dem Planungsbüro Infrapro wurde eine weiter 
nördlich gelegene Anbindung im rechten Winkel auf die Landesstraße mit einem 
Kreisel abgesprochen. Diese Lösung zerschneidet weniger landwirtschaftliche 
Nutzfläche, bietet perspektivisch weitere Entwicklungsmöglichkeiten im Süden von 
Pfungstadt und ist deshalb aus Sicht der öffentlichen Belange der Landwirtschaft zu 
bevorzugen. Wir regen deshalb eine Präzisierung des Flächennutzungsplanes in 
diesem Sinne an. 
 
 
Eschollbrücken 
 
In der textlichen Beschreibung ist die Städtebauliche Bewertung zu ES 1 und ES 2 
vertauscht. Die geplante Wohnbaufläche erschwert sehr stark die landwirtschaftliche 
Nutzung dieser Flächen. Bei diesen Flächen handelt es sich gemäß dem 
Regionalplan Südhessen um Vorrangfläche für die Landwirtschaft. Aus der Sicht der 
öffentlichen Belange der Landwirtschaft ist auf diese Wohnbauflächen zu verzichten. 
 
ES 1 
Die Wohnbauflächen sind auf hochwertigen landwirtschaftlichen Nutzflächen geplant. 
Der §1Abs.6 Nr. 8  BauGB blieb unberücksichtigt. 
 
ES 2 
Die Wohnbauflächen sind auf hochwertigen landwirtschaftlichen Nutzflächen geplant. 
Die getroffene Aussage, dass mit keinen Emissionsbelastungen aus 
Schweinehaltung mehr zu rechnen ist, ist unzutreffend. Angrenzend liegen drei 
landwirtschaftliche Betriebe, von denen einer eine Schweinehaltung betreibt und ein 
zweiter eine leistungsstarke und zeitweise geruchsintensive Trocknungsanlage für 
Kräuter und Heilpflanzen betreibt. Hierbei ist mit vergleichbaren Geruchsemissionen 
für zukünftige Anwohner zu rechnen. 
 
Die §1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB  und §1Abs. 6 Nr. 1 BauGB blieben unberücksichtigt. 
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Die durch landwirtschaftliche Betriebe hervorgerufenen Lärmemissionen sind 
unabhängig von einer Tierhaltung auch zukünftig und in zukunftsfähigen, 
wachsenden Betrieben auch in erheblicherem Umfang zu erwarten. Eine 
Ausweisung dieser Fläche ist aus unserer Sicht abzulehnen.  
 
ES 3 
Die Wohnbauflächen sind auf landwirtschaftlichen Nutzflächen geplant. Dieses 
Gebiet stellt jedoch gegenüber ES 1 und ES 2 den geringsten Eingriff dar. 
 
Für ES1-3 gilt insgesamt, dass zuerst Flächen innerorts oder öffentliche Grünflächen 
(gemäß Darstellung im FNP) verwendet werden, bevor weiteres wertvolles Ackerland 
in Anspruch genommen wird. 
 
 
Hahn 
 
HA 1 
Zur Stärkung und zum Verzicht auf die Flächen HA 4 und HA 5 könnte eine 
Anbindung der Obergasse an die B 426 erfolgen. 
 
HA 2, HA 3, HA 4 
Keine Anmerkungen. 
 
HA 5 und HA 6 
Die gewerbliche Baufläche ist auf hochwertigen landwirtschaftlichen Nutzflächen 
(Vorrangfläche für die Landwirtschaft nach dem Regionalplan Südhessen) geplant. 
Aus der Sicht der öffentlichen Belange der Landwirtschaft sollte auf diese 
Gewerbeflächen verzichtet werden, auch um Lärmemissionen auf mögliche neue 
Anwohner/ Flächennutzer zu vermeiden. Alternativ könnte zur Stärkung und zum 
Verzicht auf diese Fläche eine Anbindung der Obergasse an die B 426 erfolgen. 
 
10. Flächen für die Landwirtschaft 
Leider liegt dieser, für die Landwirtschaft und für die von unserem Verband zu 
vertretenden Belange, wesentliche Erläuterungsteil in diesem Vorentwurf nicht vor. 
Um die für die Landwirtschaft weitreichenden Auswirkungen der vorgelegten 
Planungen auch für die weitern beteiligten Träger öffentlicher Belange 
nachvollziehbar zu machen und in der Gesamtheit der Planungen auch für die 
Landwirtschaft ein Höchstmaß an Sozialverträglichkeit zu erreichen, ist die 
Erarbeitung und Veröffentlichung dieses Abschnittes schnellstmöglich zu fordern.  
 
 
Umweltbericht 
 
1. Kurzdarstellung 
Eine isolierte Erstellung des FNP ohne frühzeitige Berücksichtigung der 
abzusehenden Großprojekte ICE-Neubaustrecke, Ausbau der BAB 67, 
Westumgehung Pfungstadt, Ortsumgehung Eschollbrücken und Modaurenaturierung 
ist von unserer Seite abzulehnen. Hier sollte verstärkt eine bereits frühzeitig 
abgestimmte Planung angestrebt werden. 
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2.2 Ziele des Landschaftsplanes 
Die für das gesamte Planungsgebiet genannten Ziele, die die Belange des BBLV 
maßgeblich betreffen, hier sind vorrangig zu nennen: ein sparsamer Umgang mit 
dem Boden, flächensparende und verdichtete Bauweise (insbesondere 
innerstädtisch; nach § 1a Abs. 2 BauGB), Sicherung landwirtschaftlicher Flächen und 
nachhaltige Landwirtschaft sehen wir durch die vorgelegte Planung als nicht 
gesichert an. 
 
Zusammenfassung: 

Für alle im Planentwurf aufgeführten Gebiete gilt, dass zuvor zuerst Flächen 
innerorts oder öffentliche Grünflächen (gemäß Darstellung im FNP) verwendet 
werden, bevor weiteres wertvolles Ackerland in Anspruch genommen wird. 
Exemplarisch ist hier die Schließung von Baulücken und die Nutzung von 
Leerständen zu Gewerbezwecken in den bestehenden Gewerbegebieten in 
Pfungstadt zu nennen. 
 
Weiterhin möchten wir hervorheben, dass wir die vorgelegten Planungen in ihrem 
Gesamtumfang der überplanten Fläche für unverhältnismäßig umfangreich erachten. 
Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der von Ihnen aufgeführten zu 
erwartenden rückläufigen Bevölkerungsentwicklung von -0,5 % in den nächsten 10 
bis 20 Jahren und -1,3 bis -7,6 % im Zeitraum 2030 bis 2050, die den vorgelegten 
umfangreichen Planungen mittel bis langfristig eindeutig entgegensteht. 
 
Dies gilt ferner vor dem Hintergrund weiterer zeitnah zu erwartender, den 
Geltungsbereich des FNP massiv tangierende Großprojekte, wie die Erweiterung der 
BAB 67 von vier auf sechs Fahrspuren, die ICE-Neubaustrecke, die Ortsumgehung 
Eschollbrücken, die Westumgehung Pfungstadt, die Modaurenaturierung sowie die 
jeweils erforderlichen naturschutzrechtlichen Kompensationsmaßnahmen. 
Insgesamt errechnet sich durch die im vorgelegten FNP-Entwurf sowie die 
aufgezählten Projekte ein Flächenverbrauch (Verlust) von über 100 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche. Dies stellt zum jetzigen Zeitpunkt die 
Existenzgrundlage für zwei bis drei landwirtschaftliche Betriebe dar. Unberücksichtigt 
bleibt hierbei der in der jüngeren Vergangenheit bereits erfolgte Flächenverbrauch für 
die Großprojekte Umgehungsstrasse B426, Baugelände Pfungstadt West, 
Gewerbegebiet Breitwieserweg sowie Sportgelände Hahn, die bereits zu einem 
massiven Geländeverbrauch geführt haben.  
 
Unser Verband, als auch die von ihm vertretene Landwirtschaft, ist sich bewusst, 
dass städtebauliche und infrastrukturelle Entwicklungen einer Region 
Zugeständnisse seitens der Landwirtschaft erfordern. Es ist jedoch, wie in anderen 
Bereichen, eine große soziale Verträglichkeit der Planung auch und insbesondere für 
die Landwirtschaft zu fordern, da die Flächen die wesentliche Existenzgrundlage 
eines landwirtschaftlichen Betriebes darstellen. Diese Verträglichkeit sehen wir mit 
dem Planentwurf nicht gegeben. 
 
Nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere 
die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohnverhältnisse und die Sicherheit der 
Wohnbevölkerung zu berücksichtigen. Wir können der Begründung des Entwurfs 
nicht entnehmen, dass diese Umstände hinreichend beachtet worden sind. Dies gilt 
insbesondere für die Flächen PF 3 und PF 4 in Pfungstadt und in ES 2 in 
Eschollbrücken mit den unmittelbar angrenzenden landwirtschaftlichen Betrieben. 
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Siedlungsflächenreserven und –potenziale sowie andere örtliche Besonderheiten berücksichtigt. Für 

die Planungsregion Südhessen wurde entsprechend dem Leitbild für die Oberzentren von einem leicht 

überproportionalen Wachstum von 5 %, für die Mittelzentren außerhalb des Planungsverbandsgebietes 

von 3% ausgegangen.  

Der Bedarf an Siedlungsflächen von 36 ha für den Zeitraum 2002 bis 2020 für Pfungstadt, der in der Ta-

belle 1 des RPS-Entwurfs 2009 aufgeführt ist, wurde durch diese eingerechnete Bevölkerungszunahme 

von 3 % ermittelt. Hierfür werden ca. 10 ha benötigt. Die weiteren 26 ha dienen zur Deckung des Eigen-

bedarfs aufgrund geänderter Haushaltsstrukturen, gestiegener Wohnflächenansprüche pro Kopf, etc.  

Insgesamt steht damit im RPS - Entwurf 2009 der Stadt Pfungstadt bei insgesamt eher stagnierender 

Bevölkerungsentwicklung ein ausreichend großer Spielraum für die Siedlungsentwicklung zur Verfü-

gung. Eine weitere relevante Flächeninanspruchnahme über die Flächenwerte der Tabelle 1 hinaus ist 

aus Gründen des sparsamen Umgangs mit Natur und Boden regionalplanerisch nicht gewollt, eine Re-

duzierung dieser Werte allerdings ebenfalls nicht, um kommunalen Spielraum und Handlungsmöglich-

keiten zur Deckung des Eigenbedarfs zu lassen. Es wird davon ausgegangen, dass diese Flächen bau-

leitplanerisch nur soweit entwickelt werden wie ein konkreter Bedarf sich abzeichnet. 

 

Beurteilung der geplanten Siedlungsflächen: 

Die Ausweisungen des RPS-Entwurfs 2009 wurden von der Regionalversammlung unter  Berück-

sichtigung der Stellungnahme der Stadt Pfungstadt zum RPS-Entwurf 2007 beschlossen. Einzelne 

Darstellungen des FNP-Entwurfs weichen nunmehr von diesen Ausweisungen ab, über die auch im 

Rahmen der Abweichungszulassungen Einvernehmen zwischen der Oberen Landesplanungsbe-

hörde und der Stadt Pfungstadt erzielt wurde. Im weiteren Verfahren wird es daher erforderlich 

sein beide  Planwerke zu harmonisieren. 

Fast alle im FNP-Entwurf in den westlichen Stadtteilen Hahn, Eschollbrücken und Eich dargestellten 

geplanten Bauflächen –bis auf die Flächen ES1 und ES 2- liegen lt. RPS 2000 im „Regionalen Grünzug“. 

Im Offenlage-Entwurf 2009 werden dieselben geplanten Bauflächen ebenso als „Regionaler Grünzug“ 

und gleichzeitig als „Vorranggebiet für Landwirtschaft“ ausgewiesen, wobei alle geplanten Bauflächen 

dieser Stadtteile von einem “Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ überlagert werden. 

Im Umweltbericht fehlt für einen Großteil der dargestellten Zuwachsflächen die Bewertung des Ein-

griffs. 

Zu den Flächen im Einzelnen: 
 
Kernstadt Pfungstadt: 

• PF3: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Bereich für Industrie und Gewerbe, Planung“ und im Offenlage-

Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vor-

behaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen. Damit stehen sowohl die Ausweisung 

im RPS 2000 als die des Fortschreibungsentwurfes 2009 im Widerspruch zu der FNP-Darstellung.  
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Diese Ausweisung im Fortschreibungsentwurf 2009 basierte auf den im Rahmen der Abweichungs-

vereinbarungen getroffenen Abstimmungen. Da aber die bauliche Nutzung dieser Fläche bereits im 

RPS 2000 abgestimmt wurde, kann diesen erneut geänderten stadtplanerischen Zielvorstellungen 

bzw. diesem Flächentausch zugestimmt werden, wenn die Kompensation für die Inanspruchnahme 

des Regionalen Grünzugs auf dem im FNP-Entwurf nicht dargestellten „Vorranggebiet für Sied-

lung, Planung“ im Süden Pfungstadts erfolgt. Dies sollte im Rahmen der Fortschreibung des Regio-

nalplanes von der Stadt Pfungstadt noch beantragt bzw. abgestimmt werden. 

• PF4: Keine Bedenken (K.B.) 

• PF5: K.B. 

• PF6: K.B. 

• PF7:  
Diese ca. 4,5 ha große Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Land-

schaftsnutzung und –pflege“ ausgewiesen. Im Offenlage-Entwurf 2009 ist sie als „Regionaler Grün-

zug“ und Vorrang- bzw. Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft ausgewiesen.  

Auch diese Ausweisung des Fortschreibungsentwurfs basierte auf den im Rahmen der Abwei-

chungsentscheidung getroffenen Abstimmungen. Da die Stadt Pfungstadt diese Fläche als nach-

rangiges Entwicklungspotential sieht, sollte auf die Darstellung dieser Fläche verzichtet werden, 

auch um den vorgetragenen Bedenken aus Sicht des Natur- und Immissionsschutzes Rechnung zu 

tragen. 

• PF8: K.B. 

• HA1: K.B. 

• HA2: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“ und „Bereich für die 

Grundwassersicherung“ ausgewiesen. Im Offenlage-Entwurf 2009 ist sie als „Vorbehaltsgebiet für 

die Landwirtschaft“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen. Damit 

stehen sowohl die Ausweisung im RPS 2000 als auch die des Fortschreibungsentwurfes 2009 im 

Widerspruch zu der FNP-Darstellung. Diese Aspekte müssen bei der planerischen Entscheidung der 

Gemeinde berücksichtigt werden. Da es sich um eine relativ kleine, städtebaulich sinnfällige Arron-

dierung handelt bestehen aber keine grundsätzlichen Bedenken. 

• HA3: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Landschaftsnutzung und –

pflege“ ausgewiesen. Im Offenlage-Entwurf 2009 ist sie als „Regionaler Grünzug“, „Vorbehaltsge-

biet besondere Klimafunktionen“ und „Vorbehaltsgebiet für die Landwirtschaft“ ausgewiesen. Die 

Planung widerspricht demnach der nicht abwägungsfähigen Zielsetzung des Regionalplanes.  

Die Fläche HA3 ist zudem besonders durch die Nähe zur Autobahn und zur geplanten ICE-Trasse 

von Lärmemissionen betroffen.  

Da zudem Wohnbauflächenreserven im Bereich des Bebauungsplans „Im Wirthumsgarten“, eine 

östlich davon liegende Fläche und eine im Süden Hahns (HA2 bzw. südlich davon) zur Verfügung 

stehen, sollte auf diese Fläche verzichtet werden. 
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• HA4: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für die Landwirtschaft“ und im 

Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorranggebiet Landwirtschaft“, „Vorbehalts-

gebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausge-

wiesen. Die Planung widerspricht demnach der nicht abwägungsfähigen Zielsetzung des Regional-

planes.  

Durch die unmittelbare Nähe zur Autobahn und der einhergehenden Lärmbelastung bestehen 

überdies schwerwiegende Bedenken gegenüber einer Darstellung als Mischbaufläche. 

Zuwachsflächen Wohnen in Eschollbrücken: 

• ES1 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“ und im Offenlage-

Entwurf 2009 als „Vorranggebiet Landwirtschaft“, „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ 

und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen. Darüber hinaus ist auch die 

Nähe zu Abfall- und Abwasserbeseitigungsanlage in die planerische Entscheidung einzubeziehen. 

Ein Konflikt mit einer geplanten Ortsumgehung ist in den zur Stellungnahme vorgelegten Unterla-

gen nicht nachvollziehbar, da keine Ortsumgehung im FNP-Entwurf dargestellt wurde.  

• ES2: 
Für die Flächenausweisung im RPS und für einen möglichen Konflikt mit der geplanten Ortsumge-

hung gilt hier das gleiche wie bei der Fläche ES1.  

• ES3: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Landschaftsnutzung und –

pflege“ und im Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorranggebiet Landwirtschaft“, 

„Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunkti-

onen“ ausgewiesen. 

 

• Eschollbrücken, am Ortseingang nördlich der Eschollbrücker Straße: 
Für diese Zuwachsfläche, die nicht als solche im FNP-Entwurf gekennzeichnet wurde fehlt die Ein-

griffsbilanzierung und –bewertung. 

Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Landschaftsnutzung und –

pflege“ und im Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorranggebiet Landwirtschaft“, 

„Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunkti-

onen“ ausgewiesen. Die Planung widerspricht demnach der nicht abwägungsfähigen Zielsetzung 

des Regionalplanes.  

Zusammenfassend ist festzustellen:  

In Eschollbrücken kann aus regionalplanerischer Sicht Siedlungsarrondierungen auf der Fläche am 

Ortseingang nördlich der Eschollbrücker Straße, sowie auf den Flächen ES2 und ES3 zugestimmt wer-

den. Auf eine Darstellung der Fläche ES1 sollte auch aus Immissionsschutzgründen verzichtet werden. 
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Weitere Siedlungserweiterungsflächen: 

Die folgenden Darstellungen stehen nur dann nicht im Widerspruch zum RPS 2000 und zum Offenlage-

Entwurf 2009 wenn bauliche Anlagen größeren Umfangs unterbleiben. 

• Sondergebiet Reitanlage, an der L3097 nördlich der Ortslage Eschollbrücken: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Landschaftsnutzung und –

pflege“ und im Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorbehaltsgebiet Landwirt-

schaft“ und „Vorbehaltsgebiet für den vorbeugenden Hochwasserschutz“ ausgewiesen.  

• Öffentliche Grünfläche, verschiedene Zweckbestimmungen im Süden von Pfungstadt außer-
halb der Siedlungsfläche: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für Landschaftsnutzung und –

pflege“ und im Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorbehaltsgebiet Landwirt-

schaft“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen. Die Funktion der Re-

gionalen Grünzüge darf durch andere Nutzungen nicht beeinträchtigt werden. Hierzu zählen neben 

Wohnungsbau und gewerblicher Nutzung auch Sport- und Freizeiteinrichtungen mit einem hohen 

Anteil baulicher Anlagen. In den Regionalen Grünzügen hat jede weitere Siedlungstätigkeit zu un-

terbleiben. 

 

Beurteilung der gewerblichen Bauflächen: 

Bevor zu den einzelnen gewerblichen Planungen der Gemeinde Pfungstadt Stellung genommen wird, 

ist grundsätzlich festzustellen, dass der RPS-Entwurf 2009, der als in Aufstellung befindliches Ziel und 

damit als sonstiges Erfordernis der Raumordnung in der Abwägung zu berücksichtigen ist, einen Flä-

chenwert für Gewerbe von 12 ha vorsieht. 

Im derzeit noch gültigen Regionalplan Südhessen 2000 wird ein Gewerbeflächenbedarf von 12 ha für 

den Zeithorizont 1990 bis 2010 vorgesehen. 

Die derzeitige Darstellung des FNP-Entwurfs beinhaltet gewerbliche Bauflächen im Umfang von 

14,46ha. Im Aufstellungsverfahren sollten durch einen Alternativenvergleich die geeigneten Flächen 

sondiert werden, so dass die Darstellung des FNP im Rahmen der Vorgaben des RPS bleibt. 

 

• PF1 und PF2: 
Diese Flächen sind im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“, „Bereich für die Landwirtschaft“ und 

„Bereich für die Grundwassersicherung“ und im Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, 

„Vorranggebiet Landwirtschaft“, „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vorbehalts-

gebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen. Damit stehen sowohl die Ausweisung im RPS 

2000 als auch die des Fortschreibungsentwurfes 2009 im Widerspruch zu der FNP-Darstellung.  

Da die neue Umgehungsstraße eine neue Siedlungsgrenze darstellt und es sich bei den Flächen um 

Arrondierungsflächen, bzw. zusätzliche Flächen in relativ geringem Umfang handelt bestehen ge-

gen die Darstellung keine landesplanerischen Bedenken. Zudem wird der landschaftsplanerische 

Eingriff als relativ gering bewertet und es handelt sich um sehr gut an das Straßennetz angeschlos-



 

- 6 - 

sene Flächen. Im Vergleich zu den beiden gewerblichen Zusatzflächen im Ortsteil Hahn handelt es 

sich zusammen mit den Reserven in den planerisch abgestimmten Gewerbeflächen um einen deut-

lich besser geeigneten Standort. 

Bedenken bestehen darüber hinaus gegen die beiden folgenden Zuwachsflächen auch aus Immissions-

schutzgründen. 

• HA5: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Regionaler Grünzug“ und „Bereich für die Landwirtschaft“ und im 

Offenlage-Entwurf 2009 als „Regionaler Grünzug“, „Vorranggebiet Landwirtschaft“, „Vorbehalts-

gebiet für den Grundwasserschutz“ und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausge-

wiesen. Die Planung widerspricht demnach der nicht abwägungsfähigen Zielsetzung des Regional-

planes.  

• HA6: 
Diese Fläche ist im RPS 2000 als „Bereich für Landschaftsnutzung und –pflege“ und im Offenlage-

Entwurf 2009 als „Vorranggebiet Landwirtschaft“, „Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz“ 

und „Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen“ ausgewiesen.  

Sonstige Darstellungen 
Die Sonderbauflächen sollten mit der entsprechenden Zweckbestimmung dargestellt werden. 

Die Darstellung der Militärflächen östlich der Autobahn A5 als Waldflächen kann nicht nachvollzogen 

werden. 

Zu der dargestellten „Hauptverkehrsstraße Planung“ fehlen weitergehende Erläuterungen, insbeson-

dere die Bewertung des Eingriffs. 

Aus Sicht der Lärmaktionsplanung bestehen folgende Bedenken: 

Die Entwicklungsflächen HA4 (Gemischte Bauflächen), HA5 und HA6 (Gewerbliche Bauflächen) in 

Pfungstadt-Hahn befinden sich in unmittelbarer Nähe zur hoch belasteten Bundesautobahn A 67. 

Es bestehen grundsätzliche Bedenken zur vorgesehenen Nutzung insbesondere als Gemischte Bauflä-

chen, aber auch als Gewerbliche Bauflächen. 

Bei der Abwägung der öffentlichen Belange sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 

und Arbeitsverhältnisse nach § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB von besonderem Gewicht. Dies wird auch durch die 

Lärmminderungsplanung nach den §§ 47 a-f BImSchG bestätigt, wonach die Bundesautobahn A 67 

Mannheim–Darmstadt mit mehr als 6 Mio. Fahrbewegungen pro Jahr im Bereich der oben genannten 

Entwicklungsflächen bei der Erstellung des Lärmaktionsplanes zu berücksichtigen ist. 

Die Lärmkartierung nach der 34. BImSchV des Hessischen Landesamtes für Umwelt und Geologie 

(HLUG) weist im Bereich der Gemischten Baufläche HA4 Tagemittelungspegel (LDEN, 24 h) von 70 bis 75 

dB(A) Richtung Autobahn und 65 – 70 dB(A) dahinter und Nachtpegel (LNight, 22-6 Uhr) von 60 bis 65 

dB(A) Richtung Autobahn und von 55 – 60 dB(A) dahinter auf. 
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Im Bereich der Gewerblichen Baufläche HA5 weist die Lärmkartierung Tagemittelungspegel (LDEN, 24 h) 

von 70 bis über 75 dB(A) und Nachtpegel (LNight, 22-6 Uhr) von 65 bis 70 dB(A) Richtung Autobahn und 

von 60 – 65 dB(A) dahinter auf.  

Im Bereich der Gewerblichen Baufläche HA6 weist die Lärmkartierung Tagemittelungspegel (LDEN, 24 

h) überwiegend von 65 bis über 70 dB(A) und Nachtpegel (LNight, 22-6 Uhr) von 60 bis 65 dB(A) Richtung 

Autobahn und von 55 – 60 dB(A) dahinter auf.  

Im Rahmen der Lärmaktionsplanung wird in Hessen – unabhängig von evtl. vorhandenem passivem 

Lärmschutz – ab einem Fassadenpegel LDEN von 65 dB (A) bzw. LNight von 55 dB (A) von einer Lärmbelas-

tung, ab einem Fassadenpegel LDEN von 70 dB (A) bzw. LNight von 60 dB (A) von einem Lärmkonflikt-

punkt gesprochen. Ziel der Umgebungslärmrichtlinie ist es, schädliche Auswirkungen einschließlich Be-

lästigung durch Umgebungslärm zu verhindern und diesen auch vorzubeugen. 

Demnach stellt der Bereich der Gemischten Baufläche HA4 teilweise einen Lärmkonfliktpunkt und eine 

Lärmbelastung, die Gewerbliche Baufläche HA5 einen Lärmkonfliktpunkt und die Gewerbliche Bauflä-

che HA6 teilweise einen Lärmkonfliktpunkt und eine Lärmbelastung dar.  

Insofern wäre aus Sicht der Lärmaktionsplanung im Falle einer Baureifmachung der Gebiete die Errich-

tung einer Lärmschutzwand oder –wall erforderlich. Die Stadt Pfungstadt hätte wegen der an die Bun-

desautobahn heranrückenden Bebauung hierfür aufzukommen. 

Zu berücksichtigen ist allerdings, dass die BAB 67 von 4 auf 6 Fahrstreifen ausgebaut werden soll. Hier-

bei handelt es sich um eine wesentliche  Erweiterung mit der Folge, dass der Bund Lärmvorsorge nach 

der 16. BImSchV zu gewährleisten hätte. Die Grenzwerte für Dorf-/Kern-/Mischgebiete betragen 64/54 

dB(A) und für Gewerbegebiete 69/59 dB(A). 

Die bei der Flächennutzungsplanung anzuwendenden Bestimmungen des § 50 BImSchG in Verbindung 

mit DIN 18005 sehen für Dorf-/Kern-/Mischgebiete Grenzwerte von 60/50 dB(A) und für Gewerbegebie-

te 65/55 dB(A) vor. 

Zur oben genannten Bauleitplanung nehme ich aus der Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege 
wie folgt Stellung: 
 

Eine abschließende Stellungnahme ist aus Sicht von Naturschutz und Landschaftspflege zu o.g. Flä-

chennutzungsplan (FNP), aus den im Folgenden genannten Gründen noch nicht möglich: 

Es sind noch keine Ziele oder Maßnahmen des Landschaftsplanes (LP) in den FNP übernommen/ inte-

griert wurden. Insbesondere enthält der Planteil keine aus dem LP übernommenen Inhal-

te/Darstellungen oder überhaupt naturschutzrelevante Darstellungen. 

Der vorliegende Entwurf eines  Umweltberichtes ist noch unvollständig und nicht für eine abschließen-

de Stellungnahme zu den Darstellungen des FNP geeignet. 

Für den nördlichen und südlichen Teil des Stadtgebietes, durch Wald und Offenland Charakterisiert, 

liegen keinen Pläne bzw. Plandarstellungen vor. 

Eine nachrichtliche Übernahme bzw. Berücksichtigung von Naturschutzgebieten oder NATURA 2000 

Gebieten ist nicht erfolgt. 
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Da der LP der Stadt Pfungstadt noch eigenständig gemäß § 4HENatG (alt) erstellt wurde und keine 

Primärintegration gemäß neuem Recht erfolgte, weise ich bzgl. der Übernahme/Integration des LP auf 

Folgendes hin: 

Gemäß § 4 Abs.4 HENatG (alt) sind die Ziele und Maßnahmen des Landschaftsplanes bei der Aufstel-

lung von Bauleitplänen zu berücksichtigen und, soweit geeignet, in die Bauleitpläne zu übernehmen. Im 

LP der Pfungstadt sind eine Vielzahl von Planungen, Nutzungsreglungen und Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft dargestellt; beispielhaft sind hier die Ent-

wicklungsräume des Biotopverbundes zu nennen. Die Darstellungen sollen flächenhaft in den FNP auf-

genommen werden. Zur Konkretisierung der Flächen bzw. Übernahme einzelner Maßnahmen in den 

FNP, halte ich es für möglich, die einzelnen Maßnahmen in generalisierter Form darzustellen. Dies 

könnte über Symbole für o.g. Maßnahmen erfolgen, die auf die konkreter dargelegten Aussagen des 

LP verweisen. 

Insbesondere sind aber auch wertvolle bestehende Strukturen, wie gemäß § 31 HENatG (§15d HENatG 

alt) geschützte Biotope darzustellen.  

Bzgl. der Fragen zum Detaillierungsgrad des Umweltberichtes bzw. des Landschaftsplanes/der zu in-

tegrierenden landschaftsplanerischen Inhalte verweise ich zunächst auf die einschlägigen gesetzlichen 

Regelungen im BauGB und HENatG. Dies sind hier § 2 Abs. 4 BauBG samt Anlage. In der Anlage zu § 

2Abs. 4 und §2a BauGB sind die Bestandteile für den Umweltbericht benannt. 

Bei der Heranziehung des Landschaftsplanes (LP) der Stadt Pfungstadt sind die bislang erhobenen Da-

ten auf ihre Aktualität zu überprüfen. Die Inhalte des LP, insbesondere auch die Entwicklungsvorschlä-

ge sollen weitest möglich in den FNP übernommen/integriert werden; weiter können/sollen die Inhalte 

des LP umfangreich für den erforderlichen Umweltbericht herangezogen werden 

Ich weise insbesondere auf die Eingriffsprognose zu FFH und Vogelschutzgebieten, der Beachtung des 

Artenschutzes sowie evt. angrenzender weitere Schutzgebiete, wie Naturschutzgebiete hin.  

Gemäß § 34 (1) HENatG sind Projekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit 

mit den Erhaltungszielen eines NATURA-2000-Gebietes zu überprüfen. 

Ergibt die Prüfung der Verträglichkeit, dass das Projekt insbesondere nach Maßgabe der Kriterien des 

Anhangs 1 der Richtlinie 2004/35/EG zu erheblichen Beeinträchtigungen eines NATURA-2000-Gebietes 

in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen kann, ist es 

unzulässig. 

Ebenfalls sind Potentialflächen für z.B. den Biotopverbund (können insbesondere aus dem LP herange-

zogen/übernommen werden) bei der Eingriffsbeurteilung zu berücksichtigen. 

Bzgl. des artenschutzrechtlichen Beitrages sind vertiefende Aussagen zu treffen, bzw. zunächst Daten 

zu ermitteln. Die Aussage, das Arten des Offenlandes betroffen sind und das durch die geplante Be-

bauung ein Verlust ihres Lebensraumes erfolgt reicht nicht aus. Ich verweise hierzu auch auf meine 

Stellungnahme zum Bebauungsplan „Entlastungsstraße  Pfungstadt – West“ vom 11.03.2009, Az.: III 

31.2 – 61d 02/01 – 78. 

Für Bereich des Stadtgebietes von Pfungstadt, insbesondere für Flächen südwestlich der Ortslage von 

Eschollbrücken, gibt es Nachweise des Feldhamsters. Diese sind für die Beurteilung von Eingriffen auf-

zuarbeiten und zu berücksichtigen. 
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Die Prüfung alternativer Planungsmöglichkeiten ist sinnvoller Weise zu Beginn einer Planung durchzu-

führen und nicht wie in Kapitel 8 der Begründung zum FNP dargelegt im weiteren Verfahren.  

Im FNP muss eine Beschäftigung bzw. Ermittlung der erforderlichen Ausgleichsflächen für geplante 

Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgen. Eine Darstellung im Planteil des FNP ist vorzunehmen. Die 

Flächen sollen unter der Kategorie „Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft“ gemäß § 5(2) 10 BauGB erfolgen. Eine Zuordnung bzw. Gegen-

überstellung zu den geplante Eingriffen ist vorzunehmen. 

Im vorliegenden Entwurf ist dieser wesentliche Teil der Planung noch nicht enthalten. 

Zu der im Folgenden aufgeführten Flächendarstellung im FNP mache ich bereits zu diesem frühen 

Zeitpunkt schwerwiegende Bedenken geltend. 

Eine abschließende, ggf. noch erweiterte Beurteilung, insbesondere auch zu weiteren Flächen, behalte 

ich mir für die FNP-Fassung mit vollständigem Umweltbericht und integrierte Inhalten des LP vor. 

Entwicklungsfläche PF 7, im Osten der Ortslage von Pfungstadt, stellt sich gemäß LP u. a. als Bereich 

mit kleinteiligen Gehölzstrukturen  und Waldrandbereich mit  Naherholungsfunktion dar. 

Diese Situation lässt auch auf eine hohe Bedeutung als Lebensraum für Tierarten der Übergansbereich 

von Wald zu freier Feldflur schließen. 

 Anders, als unter Punkt 8.1 der Begründung zum FNP-Entwurf dargelegt handelt es sich hier nicht um 

eine Siedlungerweiterungsfläche gemäß Regionalplan Südhessen (RPS). Sowohl in der noch gültigen 

Fassung wie in den inzwischen vorliegenden Entwurfsfassungen ist die Fläche als Regionaler Grünzug 

dargestellt. 

Aufgrund der im v. g. Gründe soll die Fläche als Baufläche entfallen und als strukturierte Offenlandflä-

che erhalten und ggf. für den Naturschutz bzw. die stille naturbezogene Erholung entwickelt werden.   

Zu der im FNP als Hauptverkehrsstraße (Planung) dargestellten Entlastungsstraße  Pfungstadt – West 

verweise ich auf meine Stellungnahme zum Bebauungsplanentwurf vom 11.03.2009, Az.: III 31.2 – 61d 

02/01 – 78, die im Ergebnis wie Folgt lautete:  

Unter Punkt 4.4, der bislang vorliegenden Fassung des Umweltberichtes –Schutzgut Tiere und Pflan-

zen/biologische Vielfalt- wird ausgeführt, dass das Gebiet insgesamt als artenarm anzusehen ist. Es 

wird aber auch dargelegt, dass es eine große Bedeutung für Tierarten offener Kulturlandschaften be-

sitzt. Insbesondere vor diesem Hintergrund und der großen Flächeninanspruchnahme halte ich eine 

faunistische Bestandeserhebung und eine Bewertung der Eingriffswirkungen auf vorgefundene Tierar-

ten für erforderlich. 

Weiter weise ich bereits darauf hin, dass gemäß § 21 Abs. 2 BNatschG für Bebauungspläne, soweit sie 

eine Planfeststellung ersetzen, die Geltung der Vorschriften über die Eingriffsregelung unberührt 

bleibt. 

Die Darstellung der „Wasserfläche“ im Nordosten der Ortslage von Eschollbrücken bedarf der näheren 

Begründung, insbesondere wegen der Überlagerung mit Waldflächen. 

Ebenfalls näher zu begründen sind die Darstellungen von Sonderbauflächen östlich und westlich des 

Schwimmbades, im Süden der Ortslage von Pfungstadt, dies ebenfalls wegen der Überlagerung von 

Waldflächen. 
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Im FNP sollte eine Auseinandersetzung mit den Militärflächen im Osten des Stadtgebietes erfolgen. Es 

ist darzulegen ob diese Flächen noch in militärischer Nutzung sind und ob bzw. wann eine Konversion 

ansteht. Wenn die Fläche aktuell oder zeitnah der städtischen Planung zugänglich sind, sollte hierzu 

auch Aussagen im FNP erfolgen und eine Berücksichtigung bei der Gesamtbetrachtung der geplanten 

Baufläche erfolgen. 

Zu dem, am Nordrand der Ortslage von Eschollbrücken geplanten Grillplatz ist für Mitte Oktober ein 

Ortstermin mit Vertretern der Stadt Pfungstadt vereinbart. So dass ich an dieser Stelle auf die Ergeb-

nisse dieses Ortstermins verweise. 

Forsthoheitliche Stellungnahme: 

Von Seiten der oberen Forstbehörde werden keine Bedenken gegen den vorgelegten Planentwurf er-

hoben. Flächenbeanspruchende Planungen sind innerhalb des Waldes nicht geplant. 

Ich weise jedoch darauf hin, dass in der aktuell vorliegenden Begründung zum Flächennutzungsplan das 

Kapitel 11 (Waldflächen) noch nicht bearbeitet ist. Sollten in dieses Kapitel zu einem späteren Zeitpunkt 

waldbedeutsame Inhalte eingefügt werden, behalte ich mir hierzu eine weitere Stellungnahme vor. 

 

Stellungnahme aus Sicht der Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt:  

Oberflächengewässer (Abflussregelung /Hochwasserschutz/Hydrologie) 

Neben Modau und Sandbach sind auch alle sonstigen im Geltungsbereich verlaufenden Bäche und 

Gräben entsprechend der Legende zu kennzeichnen. Das dicht verzweigte Grabensystem im Süden 

und Westen des Flächennutzungsplans ist von wasserwirtschaftlicher Bedeutung.  

Für die Modau wurde ein Überschwemmungsgebiet ausgewiesen und mit Verordnung vom 28.11.2002 

(StAnz. 31/2003, S. 3128) festgestellt. Lediglich nördlich der Kläranlage Pfungstadt ist eine kleine Fläche 

von Ausuferungen betroffen.  

Für den Fanggraben/Zehntbach/Landbach ist durch Veröffentlichung (09.02.2009, StAnz. 7/2009, S. 

415) der Arbeitskarten das Überschwemmungsgebiet vorläufig gesichert. Überflutungen treten hier-

nach im Süden von Pfungstadt an der BAB 67 auf. Im Textteil und im Flächennutzungsplan sind die 

Überschwemmungsgebiete anzuführen.  

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass bei der Überplanung  von Gewässern, Entwässerungsgräben, Ufer-

bereichen (§ 12 Abs.2 Hessisches Wassergesetz (HWG) und Überschwemmungsgebieten (§ 13 Abs.2 

HWG) mit Siedlungs- und Verkehrsflächen die Bestimmungen und Verbote des § 14 HWG gelten.  

Für die ordnungsgemäße Landwirtschaft gelten im Uferbereich bei der Anwendung von Pflanzen-

schutzmitteln die im Rahmen der Zulassung festgelegten Abstandsregelungen zu Oberflächengewäs-

sern. Bei der Düngung sind die Vorschriften der Düngeverordnung vom 26.Januar 1996 (BGBl.I S.118), 

zuletzt geändert durch Verordnung vom 27. Februar 2007 (BGBl. I S.221), in der jeweiligen geltenden 

Fassung zu beachten. 
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Des Weiteren hat die Flächennutzungsplanung die Vorgaben und Festlegungen des im Zuge der Um-

setzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Hessen erstellten Bewirtschaftungsplans und Maßnahmen-

programms (gem. §4 HWG) zu berücksichtigen und darf deren Umsetzung nicht gefährden. „Bewirt-

schaftungsplan und Maßnahmenprogramm Hessen 2009“ liegen derzeit als Entwurf vor und werden 

am 22.12.2009 in Kraft gesetzt.  

Die geplante Renaturierung der Modau wird begrüßt. Hierfür ist zu gegebener Zeit ein gesondertes 

Genehmigungsverfahren durchzuführen. Bei der Renaturierung der Modau sind ebenfalls die Vorgaben 

des im Zuge der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Hessen erstellten Bewirtschaftungs-

plans und Maßnahmenprogramms (gem. §4 HWG) zu berücksichtigen. 

 

Folgende Grundwassermessstellen des Hessischen Landesgrundwassermessdienstes sind im Flächen-

nutzungsplan einzutragen: 

527 145 Pfungstadt R: 34 69 13 H: 55 16 28 

527 146 Pfungstadt R: 34 71 17 H: 55 16 22 

527 147 Pfungstadt R: 34 73 13 H: 55 16 18 

527 325 Hahn R: 34 73 70 H: 55 21 02 

527 253 Hahn R: 34 67 37 8 H: 55 16 42 0 

527 266 Pfungstadt R: 34 73 90 H: 55 17 63 

527 328 Hahn R: 34 67 37 8 H: 55 16 42 0 

 

Es ist dafür Sorge zu tragen, dass alle Messstellen in der Örtlichkeit erhalten bleiben und der Zugang 

und die Funktion jederzeit gewährleistet ist. 

Hinzuweisen ist noch auf die Zusammenstellung „Gesetze und Verordnungen“ (Seite 69); wo auch das 

Hessische Wassergesetz  (HWG) vom 6. Mai 2005, geändert durch Artikel 1 des ÄndG vom 19. Novem-

ber 2007 (GVBl. Teil I, Nr. 25, S. 792 ff.), anzuführen ist.  

Das Wasserhaushaltsgesetz ist in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. August 2002 (BGBl. I S. 

3245), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986) gültig.  

Grundwasser (Grundwasserschutz/Wasserversorgung)   

Das Stadtgebiet Pfungstadt mit seinen Stadtteilen liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirt-

schaftungsplanes Hessisches Ried. Im Rahmen der Umsetzung sind großflächige Grundwasseraufspie-

gelungen möglich, die bei den künftigen Siedlungserweiterungen zu berücksichtigen sind. Im Einzelnen 

sind die Vorgaben des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessisches Ried“, mit Datum vom 9.April 

1999 gemäß §§ 118 u. 119 HWG festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für das Land Hessen 

„21 / 1999 S.1659“, zu beachten. 

Zusätzlich für den Bereich Hahn: 

Anhand der mir vorliegenden „Grundwasserflurabstandskarten“ ist im gesamten Stadtteil mit sehr 

hohen Grundwasserständen zu rechnen. Bei der zukünftigen Ausweisung von neuen Baugebieten halte 

ich aufgrund der Vernässungsgefahr in Nassperioden und der Gefahr von Setzrissschäden in Trocken-
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Gemäß § 50 Bundes-Immissionsschutzgesetz sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 

die für eine bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Um-

welteinwirkungen und von schweren Unfällen im Sinne des Artikels 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG in 

Betriebsbereichen hervorgerufenen Auswirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Woh-

nen dienenden Gebiete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete so weit wie möglich vermieden 

werden. 

Dabei sind alle möglichen, im Bundes-Immissionsschutzgesetz genannten Immissionen, wie Luftverun-

reinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen 

zu berücksichtigen. 

Dies ist durch eine Abstufung zwischen Gebieten unterschiedlicher Nutzung und ausreichender Ab-

stände zwischen sich gegenseitig beeinträchtigenden Bauflächen oder, wenn das nicht möglich ist, 

durch Festsetzung von Ersatzmaßnahmen zu erreichen. 

Daher werden folgende Anregungen vorgebracht: 

1. Kernstadt Pfungstadt 

1.1. Das direkte Aneinandergrenzen der gewerbliche Ergänzungsfläche PF2 an die Siedlungserwei-

terungsfläche PF3 wird als problematisch angesehen. an. Hier sollte ein Übergangsbereich als 

Mischgebiet ausgewiesen werde.  

1.2 Mit den Siedlungserweiterungsflächen PF 2 und PF 3 werden die Abstände der geschlossenen 

Wohnbebauung zur geplanten Entlastungsstraße Pfungstadt West verringert. Wie ich bereits 

für das Bebauungsplanverfahren der zuvor genannten Entlastungsstraße mitgeteilt hatte, ist 

hierfür eine Schall-Immissionsprognose zu erstellen. Ich rege daher an, in der Lärmprognose 

auch die geplanten Siedlungserweiterungsflächen PF 2 und PF 3 mitaufzunehmen und ggf. er-

forderliche aktive Maßnahmen zu verwirklichen.  

1.3 Ebenfalls ist eine Verkehrslärmuntersuchung für die Siedlungserweiterungsflächen PF 7 und PF 

8, sowie für die Überplanung der Siedlungsfläche 6 erforderlich. Der Verkehrslärm setzt sich in 

diesem Falle aus Straßenverkehr- und Eisenbahnverkehr zusammen.  

 

2. Stadtteil Eschollbrücken 

2.1 Mit den Siedlungserweiterungsflächen ES 1 und ES2 soll die Wohnbebauung Richtung Westen 

weiter erschlossen werden. Das bedeutet, dass die Wohnbebauung näher an die bestehende 

Kläranlage und Kompostierungsanlage heranrückt. Das wird als problematisch gesehen. Im 

Stadtteil Eschollbrücken kam es wiederholt zu Geruchsbeschwerden über die Kompostierungs-

anlage. Durch die überwiegend vorherrschende Windrichtung aus westlichen Richtungen kann 

dieser Beschwerdegrund noch verstärkt werden. Das kann kostenpflichtige Nachrüstungen an 

der Anlage, bzw. Einschränkungen beim Betriebsablauf zur Folge haben. Im übertragenen Sin-

ne ist das auch auf die Kläranlage anzuwenden.  

 

3. Stadtteil Hahn 

3.1 Die angestrebte Verlagerung der Gewerbebetrieb aus der Planfläche HA 1 ist aus immissions-

schutzfachlicher Sicht sehr zu begrüßen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass diese 

Verlagerung nicht auf Kosten einer Neuansiedlung in der Planfläche HA 6 erfolgen darf. Hierbei 
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würde Probleme verlagert bzw. für die Wohnnutzung im Gebiet Eicher Straße / am Heiligen-

haus neu geschaffen. Auch hier sollte eine Abstufung zwischen Gebieten unterschiedlicher Nut-

zung erfolgen das bedeutet, dass sich an das vorhandene Wohngebiet zunächst ein Mischge-

biet anschließen soll.  

 

 

Für die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB ist hinsichtlich Immissionsschutz folgendes zu beachten:  

Es sind Angaben zu machen, ob die Planung Auswirkungen von gewerblichen Anlagen oder entspre-

chend genutzten bzw. geplanten Flächen ausgesetzt sein kann. Weiter sind Angaben zu Lärm, insbe-

sondere Verkehrslärm, Lufthygiene (Geruch, Staub), und Klima zu machen.  

Hinsichtlich Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung genügt eine angemessen allgemeine, 

zusammenfassende (qualitative) Form (Textform). Spezielle Untersuchungen, Gutachten, oder ähnli-

ches, sind, mit Ausnahme des Lärmgutachtens und einer ausreichenden Betrachtung der Geruchsbelas-

tung im Stadtteil Eschollbrücken, nicht erforderlich.  

Bergaufsicht 

Dem Vorhaben stehen aus der Sicht der Bergbehörde keine Sachverhalte mit rechtlicher Verbindlich-

keit entgegen. 

Im Geltungsbereich des FNP liegen mehrere Aufsuchungs- und Produktionsbohrungen nach Kohlen-

wasserstoffen (Erdgas). Sämtliche Bohrungen wurden verfüllt und mit einer Zementation ca. 1 - 2 m un-

ter Flur verschlossen. Die Bohrplätze und die Flächen für Betriebsanlagen wurden einer Folgenutzung 

zugeführt. Für einige der Bohrungen besteht aber weiterhin ein Schutzradius von 7,5 m, der aus Sicher-

heitsgründen auch künftig von einer Überbauung frei gehalten werden soll. Daher soll die Lage der 

Bohrungen im FNP entsprechend der Anlage zur PlanzV - Nr. 15.11 "Sonstige Planzeichen" - dargestellt 

werden. Die Koordinaten der Bohrungen kann ich dem Planungsträger auf Anfrage mitteilen. 

 

Weitere Hinweise, Empfehlungen und Anregungen zum Vorhaben und zum Umfang und Detaillie-

rungsgrad der Umweltprüfung habe ich nicht zu geben. 

 
 
Hinweis: 

Auf dem Gelände der Frankensteinkaserne befindet sich das NATO-Tanklager „Malcher Tanne“. Dieses 

Tanklager fällt in den Geltungsbereich der Störfall-Verordnung (12. BImSchV). Hierfür sind in der Regel 

von der zuständigen Überwachungsbehörde angemessene Abstände zum konfliktfreien Nebeneinan-

der von Wohnen und Störfallanlagen definiert worden. Die zuständige Überwachungsbehörde für das 

NATO-Tanklager ist die Wehrbereichsverwaltung West, Außenstalle Wiesbaden, Moltkering 9, 65189 

Wiesbaden. Sofern noch nicht geschehen, rege ich an die Wehrbereichsverwaltung West ebenfalls in 

diesem Verfahren zu beteiligen.  








